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Stellungnahme der Bürgerallianz:  
Siebtes Gesetz zur Änderung des Thüringer Kommunalabgabengesetzes 
 
hier:  Anhörungsverfahren gemäß § 79 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtages 
 Gesetzentwurf der Landesregierung  - Drucksache 5/1759 – vom 02.11.2010  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Bürgerallianz hat nach Diskussion in den Bürgerinitiativen abschließend eine mündliche öffentliche Anhörung 
zum Gesetzentwurf der Landesregierung am 29.01.2011 durchgeführt. 
 
Das Ergebnis der Diskussionen war eindeutig:  
 
1.  Der Gesetzentwurf der Landesregierung ist eine große Enttäuschung. 
2.  Der Wille zur Abschaffung des willkürlich praktizierten Unrechts wird nicht sichtbar. 
3.  Der Gesetzentwurf löst kein wichtiges Problem und wird deshalb abgelehnt. 
 
Begründung: 
 
Dieser Gesetzentwurf wird der dringenden Notwendigkeit der Änderung des Thüringer 
Kommunalabgabengesetzes nicht gerecht, weil er keine Maßnahmen enthält, die tatsächlich zu gerechten und 
bezahlbaren Kommunalabgaben führen. 
Mögliche Wege zur Lösung der Beitragsproblematik werden im GE nicht aufgezeigt. 
Die umfangreichen Hinweise und vielfältigen Anregungen aus der Bevölkerung wurden offensichtlich  
von der Landesregierung missachtet. 
Wir verzichten deshalb an dieser Stelle auf die Wiederholung unserer Argumente. 
Die detaillierte Befassung mit einigen kleinen Verbesserungen im GE ist entbehrlich. 
 
Es wäre vernünftig und dringend anzuraten, dass sich die Landesregierung dem Gesetzentwurf der Grünen und 
der Linken - Drucksache 5/1413-  anschließt. 
Die bestehenden Vorbehalte gegen den einzig kritischen Punkt  „Infrastrukturabgabe“ sollten in konstruktiver Art 
und weise durch eigene Vorschläge aufgelöst werden. 
 
Nur die gesetzliche Abschaffung der Zwangsbeiträge bei Abwasser und Straßenausbau schafft Gerechtigkeit! 
Die notwendige Finanzierung ist durch Gebühren bzw. Steuern zu sichern.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Peter Hammen  
Landesvorsitzender der Bürgerallianz Thüringen e.V. ,  am 10.02.2011 
 


